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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, 
GB/BHE, DP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über 
die Errichtung des Bundesversicherungsamts, die Auf- 
sicht über die Sozialversicherungsträger und die Regelung 
von Verwaltungszuständigkeiten in der Sozialversicherung 
und der betrieblichen Altersfürsorge (Bundesversiche- 
rungsamtsgesetz — BVAG) 

— Drucksache 1178 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Freidhof 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag Vf’'Giie beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1178 — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag der Fraktion der DP betr. Vorlage eines Gesetzes über 
die Errichtung des Bundesversicherungsamtes — Drucksache 9 — 
durch die Beschlußfassung zu 1. für erledigt zu erklären, 

3. den Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung des Bundesver- 
sicherungsamtes, die Aufsicht über die Versicherungsträger und 
Regelung der Zuständigkeiten der Behörden des Bundes und der 
Länder in der Sozialversicherung — Drucksache 65 — als durch 
die Beschlußfassung zu 1. erledigt abzulehnen. 


Bonn, den 1. Februar 1956 


Der Aussdiuß für Sozialpolitik 

Richter Freidhof 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck. Bonner Universltäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Errichtung des Bundes- 
versicherungsamts, die Aufsicht über die Sozialversicherungsträger 
und die Regelung von Verwaltungszuständigkeiten in der Sozial- 
versicherung und der betrieblichen Altersfürsorge (Bundes- 
versicherungsamtsgesetz — BVAG) 

— Drucksache 1178 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(28. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Errichtung des Bundesversicherungs- 
amts, die Aufsicht über die Sozialversiche- 
rungsträger und die Regelung von Verwal- 
tungszuständigkeiten in der Sozialversiche- 
rung und der betrieblichen Altersfürsorge 
(Bundesversicherungsamtsgesetz — BVAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zur Durchführung von Verwaltungsaufga- 
ben auf dem Gebiete der Sozialversicherung 
wird als selbständige Bundesoberbehörde das 
Bundesversicherungsamt errichtet. Es unter- 
steht dem Bundesminister für. Arbeit. 


S 2 

(1) Das Bundes versicherungsamt führt die 
Aufsicht über die Sozialversicherungsträger, 
deren Zuständigkeitsbereich sich über das Ge- 
biet eines Landes hinaus erstreckt (bundes- 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Errichtung des Bundesversicherungs- 
amts, die Aufsicht über die Sozialversiche- 
rungsträger und die Regelung von Verwal- 
tungszuständigkeiten in der Sozialversiche- 
rung und der betrieblichen Altersfürsorge 
(Bundesversicherungsamtsgesetz — BVAG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

S 1 

( 1 ) Zur Durchführung von Verwaltungs- 
aufgaben auf dem Gebiete der Sozialversiche- 
rung wird als selbständige Bundesoberbehörde 
das Bundesversicherungsamt errichtet. Es un- 
tersteht dem Bundesminister für Arbeit. 

(2) Das Bundesversicherungsamt hat sei- 
nen Sitz in Berlin. 

§ 2 

(1) Das Bundesversicherungsamt führt die 
Aufsicht über die Sozialversicherungsträger, 
deren Zuständigkeitsbereich sich über das 
Gebiet eines Landes hinaus erstreckt (bun- 



Entwurf 

unmittelbare Sozialversicherungsträger). Bei 
Betriebskrankenkassen für Betriebe und Ver- 
waltungen des Bundes führt die Aufsicht der 
für den Betrieb oder die Verwaltung zustän- 
dige Bundesminister ; er kann sie mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit ande- 
ren Behörden übertragen. Unberührt bleibe;^ 
§ 4 Abs. 1 des Gesetzes über die Aufgaben 
des Bundes auf dem Gebiete der Seeschiff- 
fahrt vom 22. November 1950 (Bundesge- 
setzbl. S. 767) in der Fassung des Artikels 5 
Abs. 2 des Gesetzes über den Beitritt der 
Bundesrepublik Deutschland zum Interna- 
tionalen Schiffssicherheitsvertrag London 
1948 vom 22. Dezember 1953 (Bundesge- 
setzbl. II S. 603) und f 2 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Errichtung der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte vom 7. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 857). 

(2) Das Bundesversicherungsamt hat auch 
die übrigen Aufgaben und Befugnisse, die das 
frühere Reichsversicherungsamt oder sein 
Präsident auf dem Gebiete der Verwaltung 
hatte, soweit es sich um bundesunmittelbare 
Sozi alversicherungs träger handelt und nicht 
nach diesem Gesetz die Bundesregierung oder 
der Bundesminister für Arbeit zuständig ist. 


(3) Das Bundesversicherungsamt ist ferner 
anstelle des früheren Reichs Versicherungsamts 
zuständig in den Fällen 

des § 547 Abs. 1 der Reichs Versicherungsord- 
nung, es sei denn, daß die beteiligten Ver- 
sicherungsträger sämtlich landesunmittel- 
bare Sozialversicherungsträger (§ 3 Abs. 1) 
desselben Landes sind, 

der§§ 1393 Abs. 2 und 1544 h der Reichs- 
versicherungsordnung, soweit diese Be- 
stimmungen zur Vornahme von Verwal- 
tungsakten ermächtigen, 
der§§ 1395 und 1396 der Reichsversiche- 
rungsordnung, 

der§§ 2 Abs. 4 und 3 des Reichsknappschafts- 
gesetzes in Verbindung mit § 3 Abs. 1 
der Fünften Verordnung zum Aufbau der 
Sozial versiicherung vom 21. Dezember 
1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1274). 

§ 3 

(1) Die für die Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder oder die nach Landesrecht bestimm- 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

desunmittelbare Sozialversicherungsträger). 
Unberührt bleibt § 4 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Ge- 
biete der Seeschiffahrt vom 22. November 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 767) in der Fassung 
des Artikels 5 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zum 
Internationalen Schiffssicherheitsvertrag Lon- 
don 1948 vom 22. Dezember 1953 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 603). 


(2) Das Bundesversicherungsamt hat auch 
die übrigen Aufgaben und Befugnisse, die 
das frühere Reichsversicherungsamt oder sein 
Präsident nach den gesetzlichen oder sonsti- 
gen Vorschriften auf dem Gebiete der Ver- 
waltung hatte, soweit es sich um bundesun- 
mittelbare Sozialversicherungsträger handelt 
und nicht nach diesem Gesetz die Bundes- 
regierung oder der Bundesminister für 
Arbeit zuständig ist. 

(3) unverändert 


§ 3 

(1) unverändert 


3 



Entwurf 

ten sonstigen Behörden führen die Aufsidit 
über die Soziialversicherungsträger, deren Zu- 
ständigkeitsbereich sidi nicht über das Ge- 
biet eines Landes hinaus erstreckt (landes- 
unmittelbare Soziialversicherungsträger). 

(2) Die für die Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder oder die nach Landesrecht bestimm- 
ten sonstigen Behörden haben auch die übri- 
gen Aufgaben und Befugnisse, die das frühere 
Reichsversicherungsamt oder sein Präsident 
auf dem Gebiete der Verwaltung hatte, so- 
weit es sich um lanidesunmlttelbare Sozialver- 
sicherungsträger handelt und nicht nach die- 
sem Gesetz die Bundesregierung, der Bundes- 
minister für Arbeit oder das Bundesversiche- 
rungsamt zuständig ist. 


§ 4 

Soweit das frühere Reichsversicherungsamt 
zum Erlaß von allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften ermächtigt war, werden diese Er- 
mächtigungen von der Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates ausgeübt. Der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf es nicht, 
soweit es sich nur um bundesunmittelbare 
Sozialversicherungsträger handelt. 

§ 5 

Die Aufgaben und Befugnisse des früheren 
Reichsversicherungsamts auf den Gebieten der 
Unfallverhütung und Überwachung nach 
§§ 875, 877, 883 Abs. 2 und 1211 der Reichs- 
versicherungsordnung werden, soweit es sich 
um bundesunmittelbare Sozialversicherungs- 
träger handelt, vom Bundesminister für 
Arbeit wahrgenommen. 


§ ^ 

(1) Beim Bundesversicherungsamt kann der 
Bundesminister für Arbeit Arbeitsausschüsse 
errichten, denen unter seinem Vorsitz oder 
dem Vorsitz des von ihm bestimmten Ver- 
treters, des Präsidenten des Bundesversiche- 
rungsamts oder des von diesem bestimmten 
Vertreters Vertreter der für die Sozialversi- 
cherung zuständigen obersten Verwaltungsbe- 
hörden der Länder und Vertreter der für das 
Bundesgebiet gebildeten Zusammenschlüsse 
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(2) Die für die Sozialversicherung zustän- 
digen obersten Verwaltungsbehörden der 
Länder oder die nach Landesrecht bestimm- 
ten sonstigen Behörden haben auch die übri- 
gen Aufgaben und Befugnisse, die das frü- 
here Reichsversicherungsamt oder sein Prä- 
sident nach den gesetzlichen oder sonstigen 
Vorschriften auf dem Gebiete der Verwal- 
tung hatte, soweit es sich um landesunmittel- 
bare Sozialversicherungsträger handelt und 
nicht nach diesem Gesetz die Bundesregie- 
rung, der Bundesminister für Arbeit oder 
das Bundesversicherungsamt zuständig ist. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

Die Aufsicht über die bundesunmittel- 
baren Sozialversicherungsträger auf den Ge- 
bieten der Unfallverhütung und Über- 
wachung mit Einschluß der ersten Hilfe bei 
Unfällen führt der Bundesminister für 
Arbeit. Dieser nimmt auch die Aufgaben und 
Befugnisse des früheren Reichsversicherungs- 
amts nach §§ 875, 877, 883 Abs. 2 und 1211 
der Reichsversicherungsordnung wahr, so- 
weit es sich um bundesunmittelbare Sozial- 
versicherungsträger handelt. 

§ 6 

entfällt 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


von So 2 ialversichemngsträgern, Kassenärzten 
und Kassenzahnärzten angehören. 

(2) Aufgabe der Arbeitsausschüsse ist, 

a) Erfahrungen auszutauscheuy 

b) Vorschläge für die Fortentwicklung des 
Sozialversicherungsrechts zu machen, 

c) den Bundesminister für Arbeit, das Bun- 
desversicherungsamt, die für die Sozial- 
versicherung zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörden der Länder sowie die 
Sozialversicherungsträger und ihre Ver- 
bände zu beraten und 

d) Empfehlungen, insbesondere für die Maß- 
nahmen der Sozialversicherungsträger auf 
den Gebieten der vorbeugenden Gesund- 
heitsfürsorge und der Heilbehandlung, zu 
geben. 

(3) Die Arbeitsausschüsse geben sich eine 
gemeinsame Geschäftsordnung, die der Zu- 
stimmung des Bundesministers für Arbeit be- 
darf. 

(4) Die Kosten der Arbeitsausschüsse trägt 
der Bund, Ihre laufenden Geschäfte führt das 
Bundesversicherungsamt. 


§ 7 

Die Vcrvvalrangsaui gaben und -befugnisse, 
die bis zum 31. Dezember 1953 den Ober- 
versicherungsämtern oder ihren Vorsitzen- 
den zustanden, gehen auf die nach Landes- 
recht bestimmten Behörden oder, soweit eine 
solche Bestimmung fehlt, auf die für die So- 
zialversicherung zuständigen obersten Verwal- 
tungsbehörden der- Länder über. Soweit es 
sich nur um bundesunmittelbare Sozialver- 
sicherungsträger handelt, gehen sie auf das 
Bundesversicherungsamt über. 

§ 8 

Soweit in sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften Veröffentlichungen in amtlichen 
Verkündungsblättern des Reiches vorgesehen 
sind, treten an deren Stelle die entsprechen- 
den amtlichen Verkündungsblätter des Bun- 
des oder der Länder. Die Veröffentlichungen 
des Bundesversicherungsamts erfolgen im 
Bundesarbeitsblatt. 


§ 9 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
fokt geändert: 


S 7 


unverändert 


§ 8 


unverändert 


§ 9 


Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 
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Entwurf 

1. § 30 erhält folgende Fassung: 

„S 30 

(1) Das Aufsichtsrecht der Aufsichts- 
behörde erstreckt sich darauf, daß Ge- 
setz und Satzung beachtet werden. 

(2) Die Aufsichtsbehörden sind, soweit 
sie Landesbehörden sind und die Aufsicht 
nicht von der für die Sozialversicherung 
zuständigen obersten Verwaltungsbehörde 
des Landes geführt wird, an allgemeine 
Weisungen dieser obersten Verwaltungs- 
behörde gebunden. Soweit sie Bundesbe- 
hörden sind, die einem Bundesminister 
unterstehen, sind sie an allgemeine Wei- 
sungen dieses Bundesministers gebunden. 

(3) Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für die Aus- 
übung des Aufsichtsrechts Richtlinien 
erlassen.“ 

2. § 413 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Aufsicht über den Verband führt 
die für die Sozialversicherung zuständige 
oberste Verwaltungsbehörde des Landes 
oder die nach Landesrecht bestimmte 
sonstige Behörde.“ 

3. In § 548 Abs. 1 werden die Worte „in 
dem Bezirke desselben Oberversicherungs- 
amts“ durch die Worte „in dem Bezirke 
desselben Sozialgerichts“ ersetzt. 

4. Nach § 722 wird fotlgender § 723 einge- 
fügt: 

„§ 723 

Das Aufsichtsrecht erstreckt sich, soweit 
es die Unfallverhütung und die erste 
Hilfe bei Unfällen betrifft, auch auf Um- 
fang und Zweckmäßigkeit der Maßnah- 
men der Genossenschaften.“ 

5. § 849 erhält folgende Fassung: 

„S 849 

Die Unfallverhütungsvorschriften und 
ihre Änderungen bedürfen der Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit. 
Vor der Entscheidung hierüber hat er die 
zuständigen obersten Verwaltungsbehör- 
den der Länder zu hören.“ 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 

1. § 30 erhält folgende Fassung: 

4 30 

(1) unverändert 

(2) Die Aufsichtsbehörden sind, so- 
weit sie Landesbehörden sind und die 
Aufsicht nicht von der für die Sozialver- 
sicherung zuständigen obersten Verwal- 
tungsbehörde des Landes geführt wird, 
an allgemeine Weisungen dieser obersten 
Verwaltungsbehörde gebunden. Das Bun- 
desversicherungsamt ist an allgemeine 
Weisungen des Bundesministers für Ar- 
beit gebunden. 

(3) unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. Nach § 722 wird folgender § 723 einge- 
fügt: 

4 723 

Das Aufsichtsrecht erstreckt sich, so- 
weit es die Unfallverhütung und Über- 
wachung mit Einschluß der ersten Hilfe 
bei Unfällen betrifft, auch auf Umfang 
und Zweckmäßigkeit der Maßnahmen 
der Genossenschaften.“ 

5. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


6. An die Stelle des § 878 Abs. 1 Satz 1 6. unverändert 

treten folgende Sätze: 

„Die technischen Aufsichtsbeamten der 
Genossenschaft und, soweit es sich um 
Genossenschaften handelt, deren Zustän- 
digkeitsbereich sich über das Gebiet eines 
Landes hinaus erstreckt (bundesunmittel- 
bare Genossenschaften), die vom Bundes- 
minister für Arbeit beauftragten Beam- 
ten sind berechtigt, die Betriebe der Mit- 
glieder der Genossenschaft während der 
Betriebszeit zu besichtigen. Dieselbe Be- 
fugnis haben, soweit es sich um Genos- 
sensdiaften handelt, deren Zuständig- 
keitsbereich sich nicht über das Gebiet 
eines Landes hinaus erstreckt (landesun- 
mittelbare Genossenschaften), die von der 
zuständigen obersten Verwaltungsbe- 
hörde des Landes beauftragten Beamten.“ 

7. § 878 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 7. unverändert 

sung: 

„Zuständig für die Festsetzung der Ord- 
nungsstrafe ist, soweit sich die Zuwider- 
handlung gegen die vom Bundesminister 
für Arbeit beauftragten Beamten richtet, 
der Bundesminister für Arbeit, soweit sie 
sich gegen die von der obersten Verwal- 
tungsbehörde des Landes beauftragten Be- 
amten richtet, die oberste Verwaltungs- 
behörde des Landes, im übrigen der Vor- 
stand der Genossenschaf t. “ 

8. § 933 erhält folgende Fassung: 8. e n t f ä 1 1 t 

(1) Die durchschnittlichen Jahresarbeits- 
verdienste setzt ein bei jeder landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft gebilde- 
ter Ausschuß festy der aus einem Vorsit- 
zenden und mindestens sechs Beisitzern 
besteht. 

(2) Vorsitzender ist ein Beamter des 
LandeSy in dem die Berufsgenossenschaft 
ihren Sitz hat. Ihn bestellt bei einer 
landesunmittelbaren Berufsgenossenschaft 
(§ 878 Abs. 1 Satz 2) die für die Sozial- 
versicherung zuständige oberste Verwal- 
tungsbehörde des LandeSy bei einer bun- 
desunmittelbaren Berufsgenossenschaft 
(§ 878 Abs. 1 Satz 1) das Bundesversiche- 
rungsamt auf Vorschlag der für die So- 
zialversicherung zuständigen obersten Ver- 
waltungsbehörde des Landes, in dem die 
Berufsgenossenschaft ihren Sitz hat. 
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Entwurf 

(3) Die Beisitzer sind zu einem Drittel 
Arbeitgeber, deren Arbeitnehmer bei der 
Berufsgenossenschaft versichert sind, oder 
ihnen gleichgestellte Personen und je zu 
einem Drittel solche Selbständige ohne 
fremde Arbeitskräfte und Arbeitnehmer, 
die bei der Berufsgenossenschaft versichert 
sind. Bei einer landesunmittelbaren Be- 
ruf sgenossenschaft bestimmt die für die 
Sozialversicherung zuständige oberste Ver- 
waltungsbehörde des Landes die 2ahl der 
Beisitzer und beruft sie. Bei einer bundes- 
unmittelbaren Berufsgenossenschaft hat 
diese Aufgaben das Bundesversicherungs- 
amt. 

(4) Die Festsetzung des Ausschusses be- 
darf der Zustimmung des Bundesver- 
sicherungsamts. 

(5) Das Nähere über die Bildung des 
Ausschusses und dessen Verfahren sowie 
über die Geltungsdauer und die Veröf- 
fentlichung der Beschlüsse des Ausschusses 
bestimmt der Bundesminister für Arbeit 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates.“ 

9. § 1267 Abs. 1 Nr. 3 wird aufgehoben. 

10. In § 1544 g Abs. 3 Satz 4 werden die 
Worte „des Reichsversicherungsamts“ 
durch die Worte „ihrer Aufsichtsbehör- 
den“ ersetzt. 


Beschlüsse des 2 8. A u s s c h u s s e s 


9. e n t f ä 1 1 1 
10. unverändert 


§ 9a 

Nach § 172 des Angestelltenversidierungs- 
gesetzes wird eingefügt; 

„IV. Abrechnung 
§ 173 

Das Bundesversicherungsamt führt die Ab- 
rechnung zwischen der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte, der Deutschen Bun- 
despost und dem Bunde durch.“ 

§ 9b 

In § 2 Abs. 1 erster Halbsatz des Gesetzes 
über die Errichtung der Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte vom 7. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 857) werden die 
Worte „der Bundesminister für Arbeit“ er- 
setzt durch die Worte „das Bundesversiche- 
rungsamt“. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


§ 10 

Das Bundes versicherungsamt hat auch die 
nach den Richtlinien zur Gewährung von 
Bunidesibeihilfen zum Ausgleich von Härten 
im Rahmen ider betrieblichen Altersfürsorge 
vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger 
Nr. 204 S. 1) bisher dem Bundesminister für 
Arbeit zustehenden Aufgaben und Befug- 
nisse. 


S 11 

Die nach diesem Gesetz dem Bundesver- 
sicherungsamt zustehenden Aufgaben und Be- 
fugnisse gehen zu einem vom Bundesminister 
für Arbeit zu bestimmenden Zeitpunkt auf 
das Bundesversiicherungsamt über. Der Zeit- 
punkt des Überganges ist im Bundesanzeiger 
bekanntzumachen. 


§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 

§ 13 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1955 

in Kraft; zu derrisclucu Zeitpunkt treten die 
diesem Gesetz entgegenstehenden Vorschrif- 
ten der Reichsversicherungsgesetze und der zu 
ihrer Änderung, Ergänzung Oider Durchfüh- 
rung erlassenen Vorschriften außer Kraft. 

(2) Für die Zeit bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes sind Ersatzzeiten nach § 1267 
Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung 
anzurechnen^ auch wenn der V er sicherungs- 
fall später eintritt. Dabei gelten die auf 
Grund dieser Bestimmung ausgesprochenen 
Anerkennungen im gesamten Geltungsbereich 
dieses Gesetzes. 


§ 10 
u n V e r ä n 


d e 


r t 


§ 11 


unverändert 


§ 12 
u n V e r ä n 


d e r t 


§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft; zu demselben Zeit- 
punkt treten die diesem Gesetz entgegen- 
stehenden Vorschriften der Reichsversiche- 
rungsgesetze und der zu ihrer Änderung, Er- 
gänzung oder Durchführung erlassenen Vor- 
schriften außer Kraft. 

(2) entfällt 
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